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Beratungsantworten VSAV ASTO ASTU

Stimmrecht Entmündigter

Problem- und Fragestellung

Im Kontakt mit verschiedenen Vormundschaftssekretären erfahre ich unterschiedliche Haltungen in der Frage, ob entmündigte Erwachsene abstimmen dürfen oder nicht. 

Unterschiedliche Meinungen sind bei Entmündigten nach 369 ZGB. Ich kann mir vorstellen, dass diese Frage in der ganzen Schweiz gelegentlich zu Meinungsverschiedenheiten führt.

Darf ich Dich bitten abzuklären, wie die genaue Rechtslage ist, wo Grenzen sind und wer allenfalls die "Zurechnungsfähigkeit" für die Ausübung des Stimmrechts bei einem Bevormundeten beurteilen darf. Bis jetzt war ich der Meinung, dass ich als Vormund dazu befugt bin. 

Erwägungen

Gemäss Art. 2 des Bundesgesetzes über die politischen Rechte (SR 161.1) ist vom Stimmrecht in eidgenössischen Angelegenheiten ausgeschlossen, wer wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche (Art. 369 ZGB) entmündigt ist. Alle andern Entmündigten sind stimmberechtigt. Eine Vertretung im Stimmrecht für Urteilsunfähige gibt es nicht. D.H. es muss den vormundschaftlich Betreuten überlassen werden, ob sie abstimmen oder nicht. Namentlich darf der Vormund natürlich nicht die Stimmzettel seiner Mündel einsammeln (Art. 282 bis StGB).
HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter

15.2.2002
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